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 Bern, 12. August 2026 
 
  

Teilrevision des Grossratsgesetzes (GRG)  – Lockerung der Unvereinbarkeits-
regeln für Mitglieder des Grossen Rates - Vernehmlassungsverfahren 
 
Sehr geehrte Kommissionspräsidentin, sehr geehrte Mitglieder der Kommission für Staatspolitik 
und Aussenbeziehungen 
 

Die Evangelische Volkspartei (EVP) des Kantons Bern dankt Ihnen für die Möglichkeit, zur 
Teilrevision des Grossratsgesetzes Stellung beziehen zu dürfen. 
 

Grundsätzliche Haltung 

Die Gewaltenteilung und die Vermeidung von Interessenkonflikten sind zentrale Grundsätze 
unseres Staatswesens. Gleichzeitig hat der Verfassungsgeber mit der Möglichkeit von Ausnahmen 
in begründeten Fällen bewusst einen gewissen Spielraum geschaffen. 

Die vorgeschlagene Lockerung für Polizistinnen und Polizisten ist aus Sicht der EVP sachlich 
begründet. Polizeiliches Fachwissen aus den Bereichen Sicherheit, Kriminalitätsbekämpfung, 
Prävention, Verkehr und Bevölkerungsschutz ist für die parlamentarische Arbeit wertvoll. Eine 
breitere berufliche Zusammensetzung stärkt zudem die Praxisnähe des Grossen Rates. 

 

Eng begrenzte und klare Ausnahme 

Die Lockerung bleibt bewusst eng begrenzt. Sie betrifft Polizistinnen und Polizisten bis und mit 
Gehaltsklasse 18. Höhere Kaderfunktionen bleiben ausgeschlossen. Damit wird verhindert, dass 
Personen mit erheblicher Führungs- und Entscheidungsverantwortung gleichzeitig legislative und 
exekutive Funktionen wahrnehmen. 
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Die Grenze bei GK 18 ist zudem klar und praktikabel. Eine deutlich tiefere Grenze würde dazu 
führen, dass kaum noch Polizeifachleute mit entsprechender Praxiserfahrung dem Grossen Rat 
angehören könnten. Eine generelle Öffnung für weitere Berufsgruppen wäre hingegen zu 
weitgehend und würde dem Ausnahmecharakter der Regelung zuwiderlaufen. 

Die unterschiedliche Behandlung der Polizei ist aus Sicht der EVP deshalb sachlich gerechtfertigt 
und stellt keine generelle Privilegierung von Kantonsangestellten dar. Massgebend ist der 
konkrete Nutzen des spezifischen Fachwissens für die parlamentarische Arbeit sowie die klare 
Begrenzung der Ausnahme. 
 

Klare Regeln bei Unvereinbarkeiten 

Die EVP begrüsst ausdrücklich auch die Präzisierungen bei den bestehenden 
Unvereinbarkeitsregeln. 

Bei Richterinnen und Richtern sowie bei Angehörigen der Staatsanwaltschaft soll die Trennung 
von politischer Tätigkeit und Justiz bzw. Strafverfolgung eindeutig gewährleistet sein. Entsteht 
durch die Wahl in ein Amt eine Unvereinbarkeit, muss rasch Klarheit geschaffen werden. 

Insbesondere bei Personen, die vom Grossen Rat gewählt werden, soll deshalb keine 
Übergangsfrist gelten. Die betroffene Person soll unmittelbar erklären müssen, für welches der 
beiden unvereinbaren Ämter sie sich entscheidet. 

Dies schafft Rechtssicherheit und verhindert, dass eine Person während einer Übergangsphase 
gleichzeitig zwei unvereinbare Funktionen ausübt. Klare und sofort wirksame Regeln stärken 
damit die Glaubwürdigkeit und Unabhängigkeit der staatlichen Institutionen. 
 

Die EVP Kanton Bern unterstützt deshalb die Teilrevision des Grossratsgesetzes und 
beantragt, die Vorlage in der vorliegenden Form weiterzuverfolgen. 

 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Evangelische Volkspartei des Kantons Bern 
 

 
     
 

Philippe Messerli 
Co-Geschäftsführer EVP Kanton Bern 


